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Regierungschefs der nichtgebundenen Länder131 für Maßnah-
men zur Verhinderung des Erwerbs von Massenvernichtungs-
waffen durch Terroristen zum Ausdruck gebracht wurde,

sowie davon Kenntnis nehmend, dass die Gruppe der
Acht, die Europäische Union, das Regionalforum des Ver-
bands Südostasiatischer Nationen und andere bei ihren Bera-
tungen den von dem wahrscheinlichen Erwerb von Massen-
vernichtungswaffen durch Terroristen ausgehenden Gefahren
sowie der Notwendigkeit internationaler Zusammenarbeit zu
dessen Bekämpfung Rechnung getragen haben,

ferner Kenntnis nehmend von der Globalen Initiative zur
Bekämpfung des Nuklearterrorismus, die von der Russischen
Föderation und den Vereinigten Staaten von Amerika ge-
meinsam eingeleitet wurde, 

anerkennend, dass der Beirat für Abrüstungsfragen den
Terrorismus und Massenvernichtungswaffen betreffende Fra-
gen geprüft hat132, 

Kenntnis nehmend von den einschlägigen Resolutionen,
die von der Generalkonferenz der Internationalen Atomener-
gie-Organisation auf ihrer zweiundfünfzigsten ordentlichen
Tagung verabschiedet wurden133, 

sowie Kenntnis nehmend von dem Ergebnis des Weltgip-
fels 2005, das auf der Plenartagung auf hoher Ebene der sech-
zigsten Tagung der Generalversammlung am 16. September
2005 verabschiedet wurde134, und der Verabschiedung der
Weltweiten Strategie der Vereinten Nationen zur Bekämp-
fung des Terrorismus am 8. September 2006135, 

ferner Kenntnis nehmend von dem gemäß den Ziffern 3
und 5 der Resolution 62/33 vorgelegten Bericht des General-
sekretärs136, 

in Anbetracht der dringenden Notwendigkeit, diese Be-
drohung der Menschheit im Rahmen der Vereinten Nationen
und durch internationale Zusammenarbeit anzugehen,

betonend, dass auf dem Gebiet der Abrüstung und Nicht-
verbreitung dringend Fortschritte erzielt werden müssen, um
den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu wahren
und zu den weltweiten Anstrengungen zur Bekämpfung des
Terrorismus beizutragen,

1. fordert alle Mitgliedstaaten auf, die internationalen
Anstrengungen zu unterstützen, mit denen verhindert werden
soll, dass Terroristen Massenvernichtungswaffen und ihre
Trägersysteme erwerben;

2. appelliert an alle Mitgliedstaaten, den baldigen Bei-
tritt zu dem Internationalen Übereinkommen zur Bekämp-

fung nuklearterroristischer Handlungen129 und seine rasche
Ratifikation zu erwägen;

3. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, in-
nerstaatliche Maßnahmen zu ergreifen und gegebenenfalls zu
verstärken, um Terroristen daran zu hindern, Massenvernich-
tungswaffen, ihre Trägersysteme sowie Materialien und
Technologien, die mit ihrer Herstellung zusammenhängen, zu
erwerben;

4. legt den Mitgliedstaaten nahe, untereinander und
mit den zuständigen regionalen und internationalen Organisa-
tionen zusammenzuarbeiten, um die diesbezüglichen nationa-
len Kapazitäten zu stärken;

5. ersucht den Generalsekretär, einen Bericht über die
Maßnahmen zusammenzustellen, die von internationalen Or-
ganisationen im Hinblick auf Fragen betreffend den Zusam-
menhang zwischen der Bekämpfung des Terrorismus und der
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen bereits ergriffen
wurden, die Auffassungen der Mitgliedstaaten zu weiteren
zweckdienlichen Maßnahmen, einschließlich innerstaatlicher
Maßnahmen, zur Abwehr der weltweiten Bedrohung einzu-
holen, die vom Erwerb von Massenvernichtungswaffen durch
Terroristen ausgeht, und der Generalversammlung diesen Be-
richt auf ihrer vierundsechzigsten Tagung vorzulegen;

6. beschließt, den Punkt „Maßnahmen zur Verhinde-
rung des Erwerbs von Massenvernichtungswaffen durch Ter-
roristen“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer vierundsech-
zigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 63/61

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 2. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/63/389,
Ziff. 86)137.

63/61. Probleme infolge der Anhäufung von Beständen 
überschüssiger konventioneller Munition

Die Generalversammlung,

im Hinblick darauf, zu dem im Rahmen der Reform der
Vereinten Nationen eingeleiteten Prozess beizutragen, der der
Organisation bei der Wahrung des Friedens und der Sicher-
heit zu größerer Wirksamkeit verhelfen soll, indem ihr die
Mittel und Werkzeuge an die Hand gegeben werden, die sie
für die Konfliktprävention, die friedliche Beilegung von
Streitigkeiten, die Friedenssicherung, die Friedenskonsolidie-
rung in der Konfliktfolgezeit und den Wiederaufbau benötigt,

131 A/61/472-S/2006/780, Anlage I.
132 Siehe A/59/361.
133 Siehe International Atomic Energy Agency, Resolutions and Other
Decisions of the General Conference, Fifty-second Regular Session,
29 September–4 October 2008 (GC(52) RES/DEC(2008)).
134 Siehe Resolution 60/1.
135 Resolution 60/288.
136 A/63/153.

137 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Belgien, Bulgarien, Chile, Dänemark,
Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland,
Fidschi, Finnland, Frankreich, Ghana, Griechenland, Irland, Island, Ita-
lien, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg,
Mali, Malta, Niederlande, Norwegen, Österreich, Peru, Polen, Portugal,
Republik Moldau, Rumänien, Schweden, Schweiz, Serbien, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Timor-Leste, Tschechische Republik, Uganda,
Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordir-
land und Zypern.
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unterstreichend, wie wichtig ein umfassender und inte-
grierter Abrüstungsansatz ist, der sich auf die Ausarbeitung
konkreter Maßnahmen stützt,

Kenntnis nehmend von dem Bericht der Sachverständi-
gengruppe über die Munitions- und Sprengstoffproblema-
tik138, 

unter Hinweis auf die Empfehlung in Ziffer 27 des Be-
richts, den der Vorsitzende der Offenen Arbeitsgruppe zur
Aushandlung eines internationalen Rechtsinstruments zur Er-
möglichung der rechtzeitigen und zuverlässigen Identifika-
tion und Rückverfolgung illegaler Kleinwaffen und leichter
Waffen durch die Staaten vorgelegt hat, wonach die Frage der
Munition für Kleinwaffen und leichte Waffen als Teil eines
im Rahmen der Vereinten Nationen durchgeführten geson-
derten Prozesses umfassend behandelt werden soll139, 

mit Befriedigung Kenntnis nehmend von den Tätigkeiten
und Maßnahmen auf regionaler und subregionaler Ebene zur
Frage der konventionellen Munition,

unter Hinweis auf ihren Beschluss 59/515 vom 3. Dezem-
ber 2004, ihre Resolution 60/74 vom 8. Dezember 2005 und
ihre Resolution 61/72 vom 6. Dezember 2006, mit der sie be-
schloss, die Frage der Bestände überschüssiger konventionel-
ler Munition in die Tagesordnung ihrer dreiundsechzigsten
Tagung aufzunehmen,

1. legt allen interessierten Staaten nahe, auf freiwilliger
Grundlage und nach Maßgabe ihrer legitimen Sicherheitsbe-
dürfnisse zu bewerten, ob Teile ihrer Bestände konventionel-
ler Munition als überschüssig betrachtet werden sollten, und
erkennt an, dass die Sicherheit solcher Bestände in Betracht
gezogen werden muss und dass angemessene Kontrollen hin-
sichtlich der Sicherheit und Sicherung der Bestände konven-
tioneller Munition auf nationaler Ebene unverzichtbar sind,
um die Explosions-, Verschmutzungs- oder Abzweigungsge-
fahr zu beseitigen;

2. appelliert an alle interessierten Staaten, Umfang und
Art ihrer überschüssigen Bestände konventioneller Munition
zu bestimmen und zu klären, ob sie ein Sicherheitsrisiko dar-
stellen, auf welche Weise sie gegebenenfalls vernichtet wer-
den können und ob Hilfe von außen zur Beseitigung dieses
Risikos erforderlich ist;

3. legt den Staaten, die dazu in der Lage sind, nahe, in-
teressierte Staaten im bilateralen Rahmen oder über interna-
tionale oder regionale Organisationen auf freiwilliger und
transparenter Grundlage bei der Ausarbeitung und Durchfüh-
rung von Programmen zur Beseitigung überschüssiger Be-
stände oder zur Verbesserung ihrer Verwaltung zu unterstüt-
zen;

4. legt allen Mitgliedstaaten nahe, die Möglichkeit zu
prüfen, im nationalen, regionalen oder subregionalen Rahmen
entsprechende Maßnahmen zur Bekämpfung des mit der An-
häufung solcher Bestände zusammenhängenden unerlaubten
Handels auszuarbeiten und durchzuführen;

5. nimmt Kenntnis von den Antworten der Mitglied-
staaten auf das Ersuchen des Generalsekretärs um ihre Auf-
fassungen über die aus der Anhäufung von Beständen über-
schüssiger konventioneller Munition entstehenden Risiken
und über Möglichkeiten zur stärkeren Kontrolle konventio-
neller Munition auf nationaler Ebene140; 

6. begrüßt den Bericht der Gruppe von Regierungs-
sachverständigen, die mit Resolution 61/72 eingesetzt wurde,
um weitere Schritte zur Verstärkung der Zusammenarbeit in
der Frage der Bestände überschüssiger konventioneller Muni-
tion zu prüfen141, und legt den Staaten eindringlich nahe, die
darin enthaltenen Empfehlungen umzusetzen; 

7. ermutigt die Staaten, die dazu in der Lage sind, auf
freiwilliger und transparenter Grundlage dazu beizutragen,
im Rahmen der Vereinten Nationen technische Leitlinien für
die Verwaltung von Beständen konventioneller Munition aus-
zuarbeiten, die zur Nutzung durch die Staaten auf freiwilliger
Grundlage bestimmt wären und ihnen dabei behilflich sein
sollen, ihre nationale Bestandsverwaltungskapazität zu ver-
bessern, die Zunahme überschüssiger Bestände konventionel-
ler Munition zu verhindern und die allgemeine Frage der Ri-
sikominderung anzugehen142; 

8. bekräftigt ihren Beschluss, die Frage der Bestände
überschüssiger konventioneller Munition umfassend zu be-
handeln;

9. beschließt, diese Frage in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer vierundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 63/62

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 2. Dezember 2008, in
einer aufgezeichneten Abstimmung mit 182 Stimmen ohne Ge-
genstimmen und Enthaltungen, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/63/389, Ziff. 86)143:

138 Siehe A/54/155.
139 A/60/88 und Corr.2.

140 A/61/118 und Add.1 und A/62/166 und Add.1.
141 Siehe A/63/182.
142 Ebd., Ziff. 72.
143 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Albanien, Angola, Argentinien,
Armenien, Äthiopien, Australien, Bangladesch, Belarus, Belgien, Bos-
nien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Côte
d’Ivoire, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador,
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland,
Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Ghana, Grenada, Griechenland,
Guatemala, Guinea, Haiti, Honduras, Indien, Irak, Irland, Island, Israel,
Italien, Jamaika, Japan, Kambodscha, Kanada, Kasachstan, Kenia, Kir-
gisistan, Komoren, Kongo, Kroatien, Lettland, Liberia, Liechtenstein,
Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malta, Mikronesien (Föderierte Staa-
ten von), Monaco, Mongolei, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Ni-
ger, Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Philippi-
nen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien,
Russische Föderation, San Marino, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbi-
en, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Timor-Leste,
Togo, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, Türkei,
Ukraine, Ungarn, Usbekistan, Vanuatu, Vereinigte Republik Tansania,
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland und Zypern.


